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I 
(Mitteilungen) 

RAT 

NEUE ERKLÄRUNG 

der Regierung des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland über die 
Bestimmung des Begriffs „Staatsangehörige" 

Infolge der Verabschiedung des „British Nationality Act 1981" gibt die Regierung des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland folgende Erklärung ab, die ab 
1. Januar 1983 an die Stelle der Erklärung tritt, die bei der Unterzeichnung des Vertra­
ges über den Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften abgegeben worden war: 

„In bezug auf das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland ist unter 
den Begriffen Staatsangehörige', Staatsangehörige von Mitgliedstaaten' oder 
„Staatsangehörige von Mitgliedstaaten und überseeischen Ländern und Gebieten', 
wo immer sie in dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft, dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft oder dem 
Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
oder in einem der sich von diesen Verträgen herleitenden Rechtsakte der Gemein­
schaft verwendet werden, folgendes zu verstehen: 

a) Britische Bürger; 

b) Personen, die gemäß Abschnitt IV der ,British Nationality Act 1981' britische 
Untertanen sind und das Aufenthaltsrecht im Vereinigten Königreich besitzen 
und aufgrund dieser Tatsache von der Einwanderungskontrolle des Vereinigten 
Königreichs befreit sind; 

c) Bürger der ,British Dependent Territories', die ihre Staatsbürgerschaft aufgrund 
einer Verbindung mit Gibraltar erwerben." 

Der Ausdruck „jeder Bürger des Vereinigten Königreichs und seiner Kolonien" in Arti­
kel 6 des Protokolls Nr. 3 betreffend die Kanalinseln und die Insel Man zur Beitrittsakte 
vom 22. Januar 1972 ist im Sinne von „jeder britische Bürger" zu verstehen. 
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KOMMISSION 

ECU O 

27. Januar 1983 

Betrag in nationaler Währung für eine Einheit: 

Belgischer und 
Luxemburgischer Franken con. 44,9838 

Belgischer und 
Luxemburgischer Franken fin. 

Deutsche Mark 

Holländischer Gulden 

Pfund Sterling 

Dänische Krone 

Französischer Franken 

Italienische Lira 

Irisches Pfund 

Griechische Drachme 

46,7233 

2,29715 

2,52423 

0,611575 

8,06775 

6,50920 

1321,35 

0,689620 

78,9379 

US-Dollar 0,940297 

Schweizer Franken 1,88031 

Spanische Peseta 121,768 

Schwedische Krone 6,99816 

Norwegische Krone 6,71372 

Kanadischer Dollar 1,16456 

Portugiesischer Escudo 88,8581 

Österreichischer Schilling 16,1261 

Finnmark 5,07384 

Japanischer Yen 223,226 

Australischer Dollar 0,966389 

Neuseeländischer Dollar 1,30325 

Die Kommission verfügt jetzt über einen Fernschreiber mit Abrufmöglichkeit, der die Umrech­
nungskurse in den wichtigsten Währungen automatisch mitteilt. Die Kurse sind börsentäglich ab 
15.30 Uhr bis 13 Uhr am folgenden Tag abrufbar. 

Dabei ist in folgender Weise zu verfahren: 
— Fernschreib-Nr. 23789 in Brüssel wählen; 
— eigene Fernschreib-Nummer angeben; 
— den Code „cccc" eingeben, der den Abruf der Umrechnungskurse der Europäischen Rech­

nungseinheit auslöst; 
— den Ablauf der Übertragung nicht unterbrechen; das Ende der Mitteilung wird automatisch 

durch den Code „ffff" angezeigt. 

Vermerk: Die Kommission unterhält ferner einen Fernschreiber mit Antwortgerät (unter der Num­
mer 21791), bei dem die Tagesdaten für die Berechnung der Währungsausgleichsbeträge 
im Rahmen der Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik abgerufen werden können. 

0) Verordnung (EWG) Nr. 3180/78 des Rates vom 18. Dezember 1978 (ABl. Nr. L 379 vom 
30. 12. 1978, S. 1). 
Beschluß 80/1184/EWG des Rates vom 18. Dezember 1980 (Abkommen von Lome) (ABl. Nr. 
L 349 vom 23. 12. 1980, S. 34). 
Entscheidung Nr. 3334/80/EGKS der Kommission vom 19. Dezember 1980 (ABl. Nr. L 349 
vom 23. 12. 1980, S. 27). 
Haushaltsordnung vom 16. Dezember 1980 betreffend den allgemeinen Haushalt der Euro­
päischen Gemeinschaften (ABl. Nr. L 345 vom 20. 12. 1980, S. 23). 
Verordnung (EWG) Nr. 3308/80 des Rates vom 16. Dezember 1980 (ABl. Nr. L 345 vom 
20. 12. 1980, S. 1). 
Entscheidungen des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank vom 13. Mai 1981 
(ABl. Nr. L 311 vom 30. 10. 1981, S. 1). 
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Siebte Änderung der Liste der amtlichen Stellen und Laboratorien, die von den Drittlän­
dern zur Ausfüllung der jeden Weinexport in die Gemeinschaft begleitenden Dokumente 
benannt worden sind (veröffentlicht gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2115/76 der Kommission vom 20. August 1976 über Durchfüluiingsbestimmungen 

für die Einfuhr von Wein, Traubensaft und Traubenmost) 

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 1 vom 1. Januar 1981 — Erste Ände­
rung im ABl. Nr. C 30 vom 11. Februar 1981 — Zweite Änderung im ABl. Nr. C 7 vom 
13. Januar 1982 — Dritte Änderung im ABl. Nr. C 46 vom 20. Februar 1982 — Vierte 
Änderung im ABL Nr. C 122 vom 13. Mai 1982 — Fünfte Änderung im ABl Nr. C 233 

vom 7. September 1982 — Sechste Änderung im ABl. Nr. C 343 vom 31. Dezember 1982) 

Seite 11: Spanien: in Spalte 3 wird das folgende Laboratorium hinzugefügt: 
„Estacion de Viticultura y Enologia de Requena (Valencia)". 

Mitteilung der Kommission gemäß Artikel 115 des EWG-Vertrags 

Mit Entscheidung vom 25. Januar 1983 hat die Kommission Irland ermächtigt, Pullover, 
Slipover, Twinsets, Westen und dergleichen, der Tarif stellen 60.05 AI und ex A II, Ka­
tegorie 5, mit Ursprung in Hongkong, die sich in den übrigen Mitgliedstaaten im freien 
Verkehr befinden, von der Gemeinschaftsbehandlung auszuschließen. 

Die Entscheidung ist vom 8. Januar 1983 bis zum 30. September 1983 anwendbar. 
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GERICHTSHOF 

Klage der SA Intermills gegen die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, eingereicht am 17. De­

zember 1982 

(Rechtssache 323/82) 

Die SA Intermills mit Sitz in Andenne (Belgien) hat 
am 17. Dezember 1982 eine Klage gegen die Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften beim Ge­
richtshof der Europäischen Gemeinschaften einge­
reicht. Prozeßbevollmächtigte der Klägerin sind die 
Rechtsanwälte L. Goffin, J. M. de Backer und 
J. L. Lodomez, Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter 
ist Rechtsanwalt E. Arendt, Luxemburg, Centre 
Louvigny, rue Philippe II, 34/B/rV. 

Die Klägerin beantragt, 

die Entscheidung 82/670/EWG der Kommission der 
EG vom 22. Juli 1982 (*) aufzuheben. 

Klagegründe und wesentliche Argumente: 

— Verletzung der in Artikel 93 Absatz 2 EWG-Ver­
trag vorgesehenen wesentlichen Formvorschrift: 
Die Kommission habe der Klägerin als Empfänge­
rin der Beihilfe, die Gegenstand der angefochte­
nen Entscheidung sei, nicht namentlich eine Frist 
zur Äußerung gesetzt. 

— Verstoß gegen Artikel 6 der Europäischen Men­
schenrechtskonvention: Nach der angefochtenen 
Entscheidung müsse die Klägerin die Beteiligung 
der wallonischen Teilregierung am Kapital der 
Klägerin zurückgeben. Artikel 6 Absatz 1 der 
Konvention, die Bestandteil des Gemeinschafts­
rechts sei, verlange, daß die Einwände gegen eine 
solche Rückgabepflicht zumindest in einem In­
stanzenzug vor ein unabhängiges Gericht gebracht 
würden, das zu einer Entscheidung sowohl über 
die „Tatfragen" als auch über die „Rechtsfragen" 
befugt sei; die Kommission sei kein solches Ge­
richt, und der einzige der Klägerin zur Verfügung 
stehende Rechtsbehelf sei der des Artikels 173 
EWG-Vertrag, der dem Gerichtshof nur die Be­
fugnis zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit ein­
räume. 

— Widersprüchliche Begründung, die dem gegen Ar­
tikel 190 EWG-Vertrag verstoßenden Fehlen einer 
Begründung gleichkomme. 

— Verstoß gegen Artikel 92 Absatz 1 und 190 
EWG-Vertrag, unzureichende Begründung und 
fehlerhafte Sachverhaltswürdigung: die gewährte 
Beihilfe habe den Zweck, die Produktionskapazi­
tät abzubauen. 

(') Über die Beihilfen der belgischen Regierung zugunsten 
eines Unternehmens des Papiersektors — ABl. Nr. L 280 
vom 2. 10. 1982. 

— Verstoß gegen Artikel 92 Absatz 1 EWG-Vertrag; 
fehlerhafte Sachverhaltswürdigung. 

— Verstoß gegen Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c) 
und fehlerhafte Sachverhaltswürdigung. 

Klage der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften gegen das Königreich Belgien, eingereicht am 

20. Dezember 1982 

(Rechtssache 324/82) 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat am 20. Dezember 1982 eine Klage gegen das Kö­
nigreich Belgien beim Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften eingereicht. Bevollmächtigte der Klä­
gerin sind ihr Rechtsberater D. Gilmour und das Mit­
glied ihres Juristischen Dienstes, G. Berardis, Zustel­
lungsbevollmächtigter O. Montalto, Jean-Monnet-
Gebäude, Luxemburg-Kirchberg. 

Die Klägerin beantragt, 

1. festzustellen, daß das Königreich Belgien gegen 
ihm nach dem EWG-Vertrag obliegende Ver­
pflichtungen verstoßen hat, indem es die Geltung 
einer besonderen Regelung hinsichtlich der Be­
steuerungsgrundlage der Mehrwertsteuer für im 
Inland verkaufte oder eingeführte Neuwagen oder 
für die sogenannten „Direktions"wagen entgegen 
den diesbezüglichen genauen Vorschriften des Ar­
tikels 11 der Richtlinie 77/388/EWG (') auf­
rechterhält; 

2. den Beklagten zur Tragung der Kosten des Ver­
fahrens zu verurteilen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente: 

— Auf dem Binnenmarkt belastet die belgische Rege­
lung den Wert aller Rabatte und Rückvergütun­
gen mit der Mehrwertsteuer und steht dadurch im 
Widerspruch zu den Vorschriften des Artikels 11 
A 3 b) der Richtlinie. Bei den gleichzeitig einge­
führten Wagen nimmt die belgische Regelung den 
tatsächlich gezahlten Preis nicht zur Kenntnis. 
Entgegen der Behauptung der belgischen Regie­
rung stellt diese Regelung keine im Sinne von Ar­
tikel 27 Absatz 1 „ . . . [der] Richtlinie abwei­
chende Sondermaßnahmen" dar, „um . . . Steuer­
hinterziehungen oder -Umgehungen zu verhüten", 
da es sich um Maßnahmen handelt, die in keinem 
Verhältnis zu dem gestellten Problem stehen und 
Artikel 11 praktisch insgesamt gegenstandslos 
machen. 

O ABl. Nr. L 145 vom 13. 6. 1977. 
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— Bei den sogenannten „Direktions"wagen verdreht 
die belgische Regelung die grundsätzlichen Vor­
schriften über die Besteuerungsgrundlage, da 
durch sie dem möglichen Käufer des Direktions­
wagens die durch private Nutzung des Geschäfts­
wagens geschuldete Mehrwertsteuer auferlegt 
wird. — Diese Regelung stellt keine Maßnahme 
zur Erleichterung der Steuererhebung nach Arti­
kel 27 Absatz 5 dar, da sie weder die Bemessungs­
grundlage betrifft noch der Vereinfachung des 
steuerbaren Umsatzes der Sechsten Richtlinie, 
sondern der Vereinfachung einer schon vorher be­
stehenden innerstaatlichen Regelung dient. 

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund 
des Urteils des College van Beroep voor het Bedrijfs-
leven vom 17. Dezember 1982 in dem Rechtsstreit 
Firma Ekro BV Vee- en Vleeshandel gegen Produkt-

schap voor Vee en Vlees 

(Rechtssache 327/82) 

Das College van Beroep voor het Bedrijfsleven, 
's-Gravenhage, ersucht den Gerichtshof der Euro­
päischen Gemeinschaften durch Urteil vom 17. De­
zember 1982, bei der Kanzlei des Gerichtshofes 
eingegangen am 20. Dezember 1982, in dem Verfah­
ren Firma Ekro BV Vee- en Vleeshandel, Apeldoorn, 
gegen Produktschap voor Vee en Vlees, Rijswijk, um 
Vorabentscheidung über folgende Fragen: 

1. Was ist bei richtiger Auslegung der Tarifstelle 
02.01 A II a) ex 4 bb) des Gemeinsamen Zolltarifs 
unter „Dünnung" („vang") zu verstehen und wie 
kann „Dünnung" („vang"), die nicht zu dieser 
Tarifstelle gehört, von den andererseits zu dieser 
Tarifstelle gehörenden Teilen ohne Knochen abge­
grenzt werden ? 

2. Führt eine richtige Auslegung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2787/81 vom 25. September 1981 (') 
dazu, daß für die Ausfuhr nach Drittländern von 
einem Teilstück ohne Knochen, an dem noch ein 
Stück „Dünnung" („vang") hängt, keine Erstat­
tung gewährt werden darf? Oder muß bei richtiger 
Auslegung dieser Verordnung in diesem Fall die 
Erstattung aufgrund des Gesamtgewichts des aus­
geführten Fleischs, abzüglich des Gewichts des 
Fleisches der Dünnung, gewährt werden? 

(') ABl. Nr. L 271 vom 26. 9. 1981, S. 44. 

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund 
des Beschlusses des Bayerischen Verwaltungsgerichts 
München vom 27. Oktober 1982 in dem Verwaltungs­
streitverfahren der Firma IFG Intercontinentale 
Fleischhandelsgesellschaft mbH & Co. KG gegen den 
Freistaat Bayern, vertreten durch die Landesanwalt­

schaft München 

(Rechtssache 1/83) 

Das Bayerische Verwaltungsgericht München — IX. 
Kammer — ersucht den Gerichtshof der Euro­
päischen Gemeinschaften, durch Beschluß vom 
27. Oktober 1982, in der Kanzlei des Gerichtshofes 
eingegangen am 4. Januar 1983, in dem Verwaltungs­
streitverfahren der Firma IFG Intercontinentale 
Fleischhandelsgesellschaft mbH & Co. KG gegen den 
Freistaat Bayern, vertreten durch die Landesanwalt­
schaft München, um Vorabentscheidung über fol­
gende Fragen: 

1. Rechtfertigt Artikel 11 der Richtlinie 72/461/ 
EWG des Rates vom 12. Dezember 1972 zur Re­
gelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner­
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch (ABl. Nr. L 302, S. 24) die Erhebung einer 
kostendeckenden Gebühr für die Erteilung einer 
auf §§ 7 und 15 der Klauentiere-Einfuhrverord­
nung i.d.F. der Bekanntmachung vom 30. August 
1972 (BGBl. I, S. 1363), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 5. April 1976 (BGBl. I, S. 914) 
gestützten Einfuhrgenehmigung? 

2. Falls die Frage zu 1 zu bejahen ist: Hängt die 
Rechtmäßigkeit der Erhebung dieser Gebühr da­
von ab, ob vergleichbare Gebühren in sämtlichen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft im Handelsver­
kehr mit Drittländern erhoben werden ? 

Klage der SpA Alfer gegen die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften, eingereicht am 6. Januar 

1983 

(Rechtssache 2/83) 

Die SpA Alfer mit Sitz in Pisogne, vertreten durch 
ihren Geschäftsführer Antonio Giordani, hat am 
6. Januar 1983 eine Klage gegen die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften beim Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften eingereicht. Prozeßbe­
vollmächtigter der Klägerin ist Rechtsanwalt Cesare 
Castelli, Brescia, Zustellungsbevollmächtigter in 
Luxemburg ist Rechtsanwalt Guy Thomas, IIa, bou-
levard Joseph II. 
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Die Klägerin beantragt, 

die angefochtene Entscheidung (*) aufzuheben, äu­
ßerst hilfsweise, die Sanktion auf ein billiges Maß 
herabzusetzen; die Beklagte in die Verfahrenskosten 
zu verurteilen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente: 

— Fehlen der behaupteten Zuwiderhandlung: Die 
Kommission sei nicht berechtigt, die mit Schrei­
ben vom 10. August 1981 mitgeteilte Lieferquote 
auf den bereits verstrichenen Teil des Quartals an­
zuwenden. 

— Offenkundige Ungerechtigkeit der Entscheidung, 
soweit sie dem im Falle der Klägerin vorliegenden 
Umstand nicht Rechnung trage, daß das Unter­
nehmen zu 60 bis 70 % Verarbeitungsaufträge für 

ein anderes Unternehmen ausgeführt habe; daher 
dürfe die ihm zugeteilte Lieferquote nicht auf den 
tatsächlichen Absatz während dieser besonderen 
Situation begrenzt werden, die nicht mehr be­
stehe. Nach der Beendigung dieser Situation sei es 
daher ein offenkundiges Gebot der Gerechtigkeit, 
daß die Lieferquote der SpA Alfer auf der Grund­
lage der tatsächlichen Produktion, das heißt an­
hand der von der Kommission selbst mit der Ent­
scheidung Nr. 2804/81/EGKS aufgestellten Kri­
terien berechnet werde. Wenn die Kommission in 
ihrer Entscheidung behaupte, die SpA Alfer dürfe 
dieses Kontingent im dritten Quartal nicht über­
schreiten, weil die Änderung der Entscheidung 
Nr. 1833/81/EGKS erst am 1. Oktober 1981 
wirksam geworden sei, vergesse sie, daß die erste 
Entscheidung, wie dargelegt, aus den genannten 
Gründen rechtswidrig sei, so daß die SpA Alf er 
nicht verpflichtet gewesen sei, ihr nachzukommen. 

(l) Entscheidung 24/XI/82-C (82) 1631/4 def. betreffend 
eine Sanktion im Sinne von Artikel 58 EGKS-Vertrag. 
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II 
(Vorbereitende Rechtsakte) 

RAT 

ZUSTIMMUNGEN Nrn. 1 BIS 3/83 

des Rates gemäß Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe a) des Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl zu der von der Kommission geplanten 
Gewährung folgender Umstellungsdarlehen, mit denen die produktive Wiederbeschäfti­
gung ehemaliger Arbeitnehmer der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ge­
währleistet werden soll: 

— 2,4 Millionen Pfund Sterling (± 4,33 Mill. ECU) an die A. A. Brothers Ltd, Vereinig­
tes Königreich, für ein Vorhaben in Glasgow, Schottland, 

— 20 Millionen DM (± 8,48 Mill. ECU) in Form eines Globaldarlehens an die Deutsche 
Bank AG, Zentrale Düsseldorf, Deutschland, für Vorhaben in Gebieten des Kohle­
bergbaus und der Eisen- und Stahlindustrie, in erster Linie im Land Nordrhein-West­
falen, 

— 4 Millionen Pfund Sterling (± 7,22 Mill. ECU) an Barr & Stroud Ltd, Vereinigtes 
Königreich, für ein Vorhaben in Anniesland, Glasgow, und im Industriegelände von 
Vale of Leven, Strathieven, Strathclyde, Schottland. 

Die Kommission hatte den Rat mit Schreiben vom 29. November 1982 um diese Zustim­
mungen gebeten. 

Der Rat hat diese Zustimmungen auf seiner 819. Tagung vom 17./18. Januar 1983 er­
teilt. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
J. ERTL 
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KOMMISSION 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Bewirtschaftung und Kontrolle 
bestimmter Fangquoten für 1983 für Fischereifahrzeuge unter der Flagge eines Mit­

gliedstaats, die im Regelungsbereich des NAFO-Übereinkommen fischen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt am 15. Dezember 1982) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar­
tikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Übereinkommen über die künftige multilaterale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Fischerei im 
Nordwestatlantik (') — nachstehend „NAFO-Über­
einkommen" genannt — wurde vom Rat mit der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 3179/78 (2), genehmigt. 

Das NAFO-Übereinkommen trat am 1. Januar 1979 
in Kraft. 

Die Fischereikommission der Organisation für die 
Fischerei im Nordwestatlantik hat am . . . September 
1982 einen Vorschlag zur Begrenzung der Fänge be­
stimmter Arten im Regelungsbereich für 1983 ange­
nommen, der am . . . 1982 eine für die Gemeinschaft 
verbindliche Maßnahme wurde. 

Es obliegt der Gemeinschaft, in angemessener Weise 
dafür zu sorgen, daß die genannte Maßnahme von 
den Fischereifahrzeugen der Gemeinschaft eingehal­
ten wird. 

Der am . . . September 1982 vorgelegte Vorschlag der 
NAFO-Kommission über Kalmare sieht keine spezi­
fische Quoten für Kanada und die Gemeinschaft vor. 
Die Gemeinschaft sollte daher für ihre eigene Fische­
rei eine Quote festlegen, die sowohl den von der 
NAFO vorgeschlagenen höchstzulässigen Gesamt­
fängen (TAC) für den ganzen Bestand als auch den 
Interessen der Fischer der Gemeinschaft Rechnung 
trägt. 

Den jeweils betroffenen Mitgliedstaaten und der 
Kommission müssen Angaben über die von den Fi­
schereifahrzeugen der Gemeinschaft getätigten Fänge 
übermittelt werden, um sicherzustellen, daß die Quo­
ten eingehalten werden — 

(*) ABl. Nr. L 378 vom 30. 12. 1978, S. 2. 
O ABl. Nr. L 378 vom 30. 12. 1978, S. 1. 

Artikel 1 

(1) Fischereifahrzeuge unter der Flagge eines der 
Mitgliedstaaten dürfen in der Zeit vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 1983 in dem in Artikel 1 Absatz 2 
des NAFO-Übereinkommens definierten Regelungs­
bereich die in Anhang I genannten Arten in den dort 
bezeichneten Teilen des Regelungsbereichs nur zu 
den in diesem Anhang angegebenen Mengen fangen. 

(2) Beifänge der in Anhang I genannten Arten in 
Zonen, für die in dieser Verordnung keine Quote für 
gezielte Befischung zugeteilt wurde, dürfen für jede 
der in Anhang I genannten Arten an Bord des Fische­
reifahrzeugs 2 500 kg oder 10 v. H. des Gewichts der 
Gesamtfangmenge nicht überschreiten, je nachdem 
welche Menge größer ist. 

Artikel 2 

(1) Fischereifahrzeuge, die das in Artikel 1 be­
zeichnete Gebiet befischen, führen ein Fischereilog­
buch, in das die in Anhang II aufgeführten Angaben 
einzutragen sind. 

(2) Fischereifahrzeuge, die das in Artikel 1 be­
zeichnete Gebiet befischen, übermitteln den Behörden 
ihres Flaggenstaats spätestens am sechzehnten Tag je­
des Monats in bezug auf die erste Hälfte des Monats 
und am ersten Tag jeden Monats in bezug auf die 
zweite Hälfte des vorhergehenden Monats eine Auf­
stellung ihrer Fänge in dem genannten Gebiet. In die­
sen Aufstellungen werden für den durch sie erfaßten 
Zeitraum die Fänge in Tonnen je Art und Quotenge­
biet angegeben. 

(3) Fischereifahrzeuge, die im Regelungsbereich 
einen bestimmten Bestand befischen wollen, für den 
die Gemeinschaft keine Quoten erhalten hat, setzen 
die Behörden ihres Flaggenstaats mindestens 72 Stun­
den, bevor sie den „Anderen" zugeteilten Bestand zu 
befischen beginnen, von ihrer Absicht in Kenntnis 
und geben gleichzeitig auch möglichst die geplante 
Fangmenge an. Fahrzeuge, die eine solche Fangtätig­
keit ausüben, erstatten den Behörden ihres Flaggen­
staats alle 48 Stunden Bericht über die Fänge des be­
treffenden Bestandes. 
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Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis­
sion regelmäßig die Aufstellungen, die die Fischerei­
fahrzeuge unter ihrer Flagge gemäß Artikel 2 Absatz 
2 liefern. Der Kommission werden die Aufstellungen 
über die erste Hälfte jedes Monats bis zum zwanzig­
sten Tag desselben Monats und über die zweite 
Hälfte jedes Monats bis zum fünften Tag des darauf­
folgenden Monats übermittelt. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kom­
mission unverzüglich die Angaben nach Artikel 2 
Absatz 3. 

(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis­
sion bis zum zwanzigsten Tag jedes Monats Angaben 
über die Anlandungen von Fängen, die die Fischerei­
fahrzeuge unter ihrer Flagge im vorhergehenden Mo­
nat in dem in Artikel 1 bezeichneten Gebiet getätigt 
haben. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über alle Fischereifahrzeuge unter ihrer Flagge, die 
beabsichtigen, in dem in Artikel 1 bezeichneten Ge­
biet zu fischen oder Seefisch zu verarbeiten; diese 
Unterrichtung erfolgt mindestens dreißig Tage vor 
der beabsichtigten Aufnahme dieser Tätigkeit. Die 
Unterrichtung enthält folgende Angaben: 

a) Name des Schiffes; 

b) amtliche Nummer des bei den zuständigen natio­
nalen Behörden registrierten Schiffes; 

c) Heimathafen des Schiffes; 

d) Schiffseigner bzw. -charterer; 

e) Bestätigung, daß der Kapitän ein Exemplar der im 
Regelungsbereich geltenden Vorschriften erhalten 
hat; 

f) Hauptarten, die das Fahrzeug im Regelungsbereich 
befischen will; 

g) Unterzonen, die das Schiff befischen wird. 

Artikel 5 

(1) Wird die Kommission vom Exekutivsekretär 
der Organisation für die Fischerei im Nordwestatlan­
tik darüber unterrichtet, daß eine der in Artikel 2 Ab­
satz 3 genannten Quoten ausgeschöpft ist, so teilt sie 
dies den Mitgliedstaaten mit; diese sorgen durch ge­
eignete Maßnahmen dafür, daß die Fischereifahr­
zeuge unter ihrer Flagge den Fang des betreffenden 
Bestandes innerhalb von drei Arbeitstagen, nachdem 
die Kommission die Mitteilung des Exekutivsekretärs 
erhalten hat, einstellen. 

(2) Hat die Kommission aufgrund der von den 
Mitgliedstaaten erhaltenen Angaben Grund zu der 
Annahme, daß die betreffende Quote ausgeschöpft 
ist, so unterrichtet sie, ohne die Mitteilung des Exe­
kutivsekretärs abzuwarten, die Mitgliedstaaten; diese 
sorgen durch geeignete Maßnahmen dafür, daß die 
Fischereifahrzeuge unter ihrer Flagge den Fang des 
betreffenden Bestandes unverzüglich einstellen. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft in Kraft. 

Sie gilt vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1983. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG I 

Fangquoten der Gemeinschaft für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1983 

Art 

Kabeljau (Atlantik) 

Rauhe Scharbe 

Kliesche 

Rotbarsch 

Rotzunge 

Kalmar (Illex) 

Lodde 

NAFO-Abteilung 

3 N O 

3 M 

3 L N O 

3 M 

3 L N O 

3 M 

3 L N 

3 N O 

3 + 4 

3 L N O 

Quoten (Tonnen) 

210 

Deutschland 700 
Frankreich 300 
Vereinigtes 
Königreich 1 405 

700 O 

500 (') 

380 

1200 

150 O 

50 O 

9 750 O 

0 

(') Diese Quote wird nicht ausschließlich Fischereifahrzeugen aus der Gemeinschaft zugeteilt, 
sondern allen Vertragsparteien des NAFO-Übereinkommens ohne spezifische Aufteilung, ein­
schließlich der Gemeinschaft. Die Fischereitätigkeit von Fischereifahrzeugen aus der Gemein­
schaft ist daher einzustellen, sobald die Gemeinschaft davon unterrichtet ist, daß die Gesamt­
quote ausgeschöpft ist. 

(*) Davon werden die Mengen abgezogen, die Fischereifahrzeuge aus der Gemeinschaft in denje­
nigen Teilen von NAFO-Unterabteilungen gefangen haben, welche unter nationale Fischerei­
gerichtsbarkeit fallen. 
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ANHANG II 

Erforderliche Angaben im Fischereilogbuch 

Information 

Name des Schiffes 
Flaggenstaat 

Registriernummer des Schiffes 
Heimathafen 
Arten der verwendeten Fanggeschirre (täglich einzutragen) 
Art des Fanggeschirrs 
Datum: 
— Tag 
— Monat 
— Jahr 
Gebiet: 
— geographische Breite 
— geographische Länge 
— statistisches Gebiet 
Anzahl der Hols innerhalb von 24 Stunden (2) 
Anzahl der Stunden, in denen innerhalb eines Zeitraums von 24 Stunden mit dem 
Fanggeschirr gefischt wird (2) 
Bezeichnung der Arten 
Tägliche Fangmenge jeder Art (Tonnen Lebendgewicht) 
Tägliche Fangmenge jeder Art, die für die menschliche Ernährung in Form von 
Fisch bestimmt ist 
Tägliche Fangmenge jeder Art, die für die Verarbeitung zu Fischmehl bestimmt ist 
Täglich zurückgeworfene Menge bei jeder Art 
Ort(e) der Umladung 
Zeitpunkt(e) der Umladung 
Unterschrift des Kapitäns 

Nummer 

Ol 
02 
03 
04 
10 

2 0) 

20 
21 
22 

31 
32 
33 
40 

41 

2(«) 
50 

61 
62 
63 
70 
71 
80 

(l) Die Nummer ist durch eine der Angaben im zweiten Teil dieses Anhangs zu ergänzen. 
(') Werden innerhalb desselben Zeitraums von 24 Stunden zwei oder mehr Arten von Fanggeschir­

ren verwendet, so ist jede dieser Arten gesondert zu vermerken. 

FAO-Standardabkürzungen für die wichtigsten Fischarten 

Abkürzungen 

ALE 
ARG 
BUT 
CAP 
CAT 
COD 
CRA 
CRU 
DOG 
FLW 
FLX 
GHL 
GRC 
GRO 
HAD 
HAL 
HER 
HKR 
HKS 
HKW 
INV 
LOB 
MAC 

Arten 

Alopa pseudoharengus 
Glasauge 
Butterfisch (Messerfisch) 
Lodde 
Gestreifter oder gefleckter Katfisch 
Kabeljau (Adantik) 
Kurzschwanzkrebs 
Krebstiere 
Dornhai 
Pseudopleurohectus americanus 
Plattfische (allgemein) 
Schwarzer Heilbutt 
Kabeljau (Grönland) 
Grundfische (allgemein) 
Schellfisch 
Heilbutt (Atlantik) 
Hering (Adantik) 
Roter Gabeldorsch 
Amerikanischer Seehecht 
Weißer Gabeldorsch 
Schal- und Weichtiere (allgemein) 
Amerikanischer Hummer 
Makrele (Atlantik) 

Abkürzungen 

MEN 
MIX 
MOL 
PEL 
PIA 
POK 
RED 
RNG 
SAL 
SAU 
SCA 
SHA 
SHR 
SKA 
SQU 
SWO 
SWX 
TUN 
URC 
USK 
VFF 

wir 
YEL 

Arten 

Brevoortra tyrannis 
Mischarten 
Molluske 
Pelagische Fische (allgemein) 
Rauhe Scharbe, Doggerscharbe 
Pollack 
Rotbarsch, Goldbarsch (Atlantik) 
Grenadierfisch 
Lachs (Atlantik) 
Makrelenhecht (Atlantik) 
Seemuscheln 
Haifisch, Hai 
Garnele, Krabbe 
Rochen (allgemein) 
Kalmar 
Schwertfisch 
Alge, Tang 
Thune, Thunfisch 
Seeigel 
Lumb, Brosme 
Finnfische (allgemein) 
Rotzunge 
Amerikanische Kliesche 
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FAO-Stanaardabkürzungen für Fanggeschirre 

Abkürzungen 

OTB 
OTB 1 
OTB 2 
OTM 
OTM1 
OTM 2 
PTB 
PTM 
— 
SDN 
SSC 
SPR 
SB 
PS 
GN 
GNS 
GND 
LL 
LLS 
LLD 
LHP 
LHM 
LTL 
FIX 
FPN 
FPO 
F W 
DRB 
DRH 
HAR 
MIS 
NK 

Fanggeschirr 

Grundschernetz (Seite oder Heck) 
Grundschernetz (Seite) 
Grundschernetz (Heck) 
Treibschernetz (Seite oder Heck) 
Treibschernetz (Seite) 
Treibschernetz (Heck) 
Zweischiffgrundschernetz 
Zweischifftreibschernetz 
Garnelenschleppnetz (jetzt in der Kategorie der Grundschernetze enthalten) 
Dänisches Wadennetz 
Schottisches Wadennetz 
Zweischiffwadennetz 
Strandwade 
Ringwade 
Kiemennetz (allgemein) 
Kiemennetz (stationär) 
Kiemennetz (treibend) 
Langleine (stationär oder treibend) 
Langleine (stationär) 
Langleine (treibend) 
Handleine und Angelleine 
Handleine und Angelleine (motorisiert) 
Schleppangel 
Falle (allgemein) 
Unbedeckte Garnreuse 
Bedeckter Fangkammer, Bügelreuse 
Netzleitvorrichtung, Überlaufrand usw. 
Schiffbagger 
Handbagger (Zangen) 
Harpune 
Sonstige Vorrichtungen 
Unbekannte Fanggeschirre 

Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die eigenständige Geschäftsführung der 
Eisenbahnen in der Verwaltung ihres grenzüberschreitenden Personen- und Gepäckver­

kehrs 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt am 20. Dezember 1982) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar­
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat in seiner Entschließung vom 15. Dezem­
ber 1981 die Schwerpunkte der Eisenbahnpolitik im 
Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik festgelegt 

und insbesondere sein Interesse an einer besseren Zu­
sammenarbeit zwischen den Eisenbahnunternehmen 
im grenzüberschreitenden Verkehr bekundet. 

Die Eisenbahnunternehmen müssen im grenzüber­
schreitenden Personenverkehr insbesondere durch 
eine bessere Ausnutzung ihrer Kapazität eine größere 
Rolle spielen. 

Die Verwirklichung dieses Ziels setzt voraus, daß die 
Staaten alle Hindernisse beseitigen, die einer ausrei­
chend autonomen Geschäftsführung der Eisenbahn­
unternehmen entgegenstehen, damit diese ihre ge­
meinsamen Anstrengungen auf die Verbesserung des 
grenzüberschreitenden Personenverkehrs konzentrie­
ren und so die finanziellen Ergebnisse optimieren 
können. 



28.1.83 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 23/13 

Eine solche Zusammenarbeit bei der kaufmännischen 
Geschäftsführung in diesem Verkehr, welche die ge­
meinsamen Interessen berücksichtigt, setzt insbeson­
dere eine flexible, dynamische und attraktive Preispo­
litik voraus, in der die besondere Struktur der Märkte 
des grenzüberschreitenden Personenverkehrs zum 
Ausdruck kommt. 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorkehrungen, um die Anwendung dieser Entschei­
dung auf die folgenden Eisenbahnunternehmen zu 
gewährleisten: 

— Societ6 nationale des chemins de fer beiges 
(SNCB)/Nationale Maatschappij der Belgische 
Spoorwegen (NMBS), 

— Danske Statsbaner (DSB), 

— Deutsche Bundesbahn (DB), 

— 'Opyavtanöc, £i6ripo5p6nxDV EM&öoc, A.E. (OLE), 

— Societe nationale des chemins de fer francais 
(SNCF), 

— Coras Iompair Eireann (CIE), 

— Azienda autonoma delle ferrovie dello Stato (FS), 

— Societe nationale des chemins de fer Luxembour-
geois (CFL), 

— Naamloze Vennootschap Nederlandse Spoorwe­
gen (NS), 

— British Railways Board (BRB), 

— Northern Ireland Railways Company Ltd (NIR). 

(2) Für die Societe nationale des chemins de fer lu-
xembourgeois (CFL) nehmen Belgien, Frankreich und 
Luxemburg die Änderungen der einschlägigen 
Rechtsvorschriften insoweit vor, als dies für die 
Durchführung dieser Entscheidung notwendig ist. Ar­
tikel 5 des belgisch-französischen-luxemburgischen 
Übereinkommens vom 17. April 1946 wird dadurch 
nicht berührt. 

Artikel 2 

(1) Die Eisenbahnen verfügen in der Verwaltung 
des grenzüberschreitenden Personen- und Gepäckver­
kehrs über die Eigenständigkeit der Geschäftsfüh­
rung. 

(2) Die Eigenständigkeit im Sinne von Absatz 1 er­
streckt sich insbesondere auf die Freiheit der Eisen­
bahnunternehmen, die Preise und Beförderungsbedin­
gungen aufgrund der Marktlage und der Eigeninter­
essen der Unternehmen einschließlich der Wahl der 
Instrumente zu bestimmen, die Festlegung der Preise 
im grenzüberschreitenden Verkehr unabhängig von 

den Preisen im innerstaatlichen Verkehr und die 
Schaffung von Einnahmepools im Rahmen von Inter­
essengemeinschaften . 

(3) Die Eisenbahnunternehmen haben die Mög­
lichkeit, allein oder in Zusammenarbeit mit anderen 
Verkehrsunternehmen oder Reiseunternehmen umfas­
sende Leistungen in Form von globalen Pauschal­
arrangements zu erbringen. 

Artikel 3 

Die Eisenbahnunternehmen verwalten die eigenwirt­
schaftlichen Dienste im grenzüberschreitenden Perso­
nen- und Gepäckverkehr so, daß eine optimale 
Vergütung der Leistungen erzielt wird und das finan­
zielle Gesamtergebnis die spezifischen Einzelkosten 
deckt und zur Deckung der Gemeinkosten beiträgt. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten beseitigen im Rahmen ihrer 
Eisenbahngesetzgebung die rechtlichen, satzungs-
und verwaltungsmäßigen Hindernisse, die einer Ver­
stärkung der kaufmännischen Zusammenarbeit zwi­
schen den Eisenbahnunternehmen im grenzüber­
schreitenden Personen- und Gepäckverkehr entgegen­
stehen. 

Artikel 5 

(1) Die Eisenbahnunternehmen unterbreiten der 
Kommission und dem Rat spätestens bis zum 31. De­
zember 1984 einen Bericht darüber, ob es zweckmä­
ßig ist, für den grenzüberschreitenden Personenver­
kehr ein gemeinsames Büro zu schaffen, das über eine 
ausreichende Personalausstattung und Einrichtung 
zur Durchführung eigenwirtschaftlicher Maßnahmen 
verfügt. 

(2) Nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttre­
ten dieser Entscheidung unterrichtet die Kommission 
den Rat über deren Durchführung. Der Rat prüft die 
Entwicklung im Lichte dieses Berichtes und trifft auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehr­
heit die angemessenen Entscheidungen. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten treffen vor dem 1. Januar 1984 
nach Konsultierung der Kommission die zur Durch­
führung dieser Entscheidung erforderlichen Vor­
schriften. Die Kommission konsultiert auf Antrag 
eines Mitgliedstaats oder von sich aus die Mitglied­
staaten zu den entsprechenden Entwürfen. 

Artikel 7 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten und an 
die in Artikel 1 genannten Eisenbahnunternehmen ge­
richtet. 
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DIE RECHTSORDNUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Jean-Victor LOUIS 

Die Europäischen Gemeinschaften sind nicht einfaches Diskussions- und Verhandlungs­
forum für Staaten. Ihr institutionelles Gefüge, das — verglichen mit den klassischen in­
ternationalen Organisationen — wesentlich komplexer und origineller ist, zeichnet sich 
durch eine umfangreiche gesetzgeberische Tätigkeit aus; in den meisten Fällen kann das 
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Auslegung des Gemeinschaftsrechts notwendigen Entscheidungshilfen zu geben und 
Rechtsstreitigkeiten zwischen den Organen und einzelnen oder den Mitgliedstaaten zu 
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Geleitwort von Etienne DAVIGNON 

Vor die großen wirtschaftlichen Probleme der Gegenwart und ihre Auswirkungen auf 
den Bereich des Warenverkehrs gestellt, findet die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
ihre eigentliche Bedeutung in der Verwirklichung einer Reihe ihrer wichtigsten Politiken. 
Dies gilt für die gemeinsame Handels- und Entwicklungspolitik, die gemeinsame Agrar­
politik sowie die Politik der Schaffung eines echten Binnenmarkts, die alle in grund­
legender Weise auf der Zollunion aufbauen. 

Mit der Darstellung ihres Aufbaus und ihrer politischen Zielsetzungen, die unter der 
Überfülle technischer Regelungen nicht selten verborgen bleiben, soll das Räderwerk der 
Zollunion offengelegt und auf diese Weise einem breiteren Publikum der Einblick in eine 
der sichersten Grundlagen des Gemeinsamen Marktes ermöglicht werden. 

Die vorliegende Abhandlung zeichnet die einzelnen Phasen ihrer Entstehung von 1958 
an und lenkt zugleich die Aufmerksamkeit des Lesers auf eine Reihe dynamischer 
Elemente, die künftig für die Entwicklung der Zollunion von Bedeutung sein können, 
insbesondere im Hinblick auf die Verwirklichung eines von Seiten der Bürger leichter 
feststellbaren freien Warenverkehrs im Innern der Gemeinschaft. 
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